
26 FR-Forum DIENSTAG, 29. DEZEMBER 2020 76. JAHRGANG NR.302

BRONSKI IST IHR

MANN IN DER

FR-REDAKTION

Schreiben Sie an:
Bronski

Frankfurter Rundschau
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Bronski@fr.de oder
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Bitte geben Sie dabei immer
Ihre vollständige Adresse an!

Mit der Einsendung erklären
Sie sich einverstanden, dass
Ihre Zuschrift auch online

unter www.frblog.de
veröffentlicht werden kann.

Diskutieren Sie mit!

Die Redaktion behält sich vor,
Zuschriften zur Veröffentlichung zu kürzen.

Ignorierte
Fakten
Erwiderungen auf Zuschriften zum
Thema „Querdenker“ vom 15. u. 21.12.

Nachdem Heidrun Wilker-Wirk
in ihrem Leserbrief vom 15.12.20
sehr überzeugend diesen ver-
wirrten Menschen das Prädikat
„quer“ aberkannt hat, möchte
ich ihnen auch „denken“ ab-
sprechen, denn zum Denken
passt nur der Einsatz von Ver-
nunft, nicht das Ignorieren von
Fakten. Sigrun Schuster, Kronberg

Viel Geld machen
mit „Querdenken“

Zitat Manfred Kirsch: „... dass er
diese Republik abschaffen will.
Keine andere Aussage verbirgt
sich hinter den Auftritten von
Querdenkern ...“ Doch, es gibt
noch eine andere Aussage, näm-
lich eine sehr profane, kommer-
zielle, die aber noch kaum be-
kannt ist. Ballweg, der „Vortur-
ner“ der Bewegung und „IT-Un-
ternehmer“, sieht die Mitläufer
inzwischen wohl primär als Kü-
he, die er melken und mit denen
er viel Geld machen kann. Er hat
sich nicht nur „Querdenken
711“, sondern rund 30 andere
ähnliche Marken wie „Querden-
ken 69“ usw. schützen lassen,
um damit Klamotten und ande-
res Zeugs verkaufen zu können.
Parallel dazu sammelt ein
Rechtsanwalt aus diesem Umfeld
Geld für eine Sammelklage, und
die jeweils „nur 800 Euro" von
bisher 1500 Personen summie-
ren sich schon auf 1,2 Mio (Quel-
le: ZDF Magazin Royale).

Bernfried Kleinsorge, Egelsbach

Die Schizophrenie der Verkehrspolitik
Zu: „Abschied von autofreundlicher Stadt“ u. „Mehr Autos statt Mobilitätswende“, FR-Wissen v. 19.12. u. -Regional v. 23.12.

Es ist viel zu wenig
von „Wende“ zu sehen

„Abschied von der autofreundli-
chen Stadt“- welch hoffnungs-
froher Titel! Zu schön, um wahr
zu sein! Wer als Fußgänger oder
Radfahrer unterwegs ist, aber
auch Auto fährt, kennt sehr ge-
nau die Unterschiede: „Bürger-
steige“ sind keine Fußwege, denn
der Bürger muss sich über von
Baumwurzeln angehobene Plat-
ten, an bereitgestellten Müllton-
nen und dicht geparkten Autos
seinen Weg suchen. Nein, den
Fußgänger:innen geht es nicht
gut, obwohl sie als Kunden, die
keine Parkplätze benötigen, ge-
schätzt und gelobt werden.

Und die Radfahrer:innen?
Ihre Radwege sind im Normalfall
noch weniger nutzerfreundlich,
als es Fußgänger in ihrem Metier
erfahren müssen: Geschützte
Radwege sind noch selten, zu-
meist sind die herkömmlichen
in einem Zustand, der die Kom-
munen es ratsam werden ließ,
sie der freiwilligen Nutzung zu
überlassen!

Obgleich seit etwa fünf Jah-
ren von einer Verkehrswende zu
hören ist, sind die Investitionen
für die drei Teilnehmergattun-
gen immer noch verschwin-
dend gering. Auch bei der För-
derung des wichtigen ÖPNV ist
bisher noch viel zu wenig
„Wende“ zu sehen. Wegen der
Furcht vor der Auto- und Auto-
fahrerlobby ist die Politik noch
immer sehr leise, wenn sie
mehr Mittel auf die Förderung
der alternativen Verkehrsmittel
verteilen müsste.

Ob wir nun vor einem
Durchbruch stehen? Die Bewe-
gung „Fridays for future“ macht
Mut. Der Widerstand gegen den
Ausbau der A49 zeigt, wie stark
die Kräfte werden, die für eine
sozioökologische Erneuerung

kämpfen. Das Scheuersche Mi-
nisterium in Berlin wird das Jahr
2021 so nicht überleben.

Wolfgang Christian, Offenbach

Statt in die Straße
in den ÖPNV investieren

Das muss man sich auf der Zunge
zergehen lassen: Alle Welt redet
von Verkehrswende - weg vom
Auto -, und dann bauen der Bun-
desverkehrsminister, „Hessen im-
mobil“ und Stadt Frankfurt bis
zum Gehtnichtmehr Autobahnen
in ihren Stadtgrenzen. In Zukunft
geht’s sechsspurig durch die Stadt.
Frankfurt bestückt sich derzeit
mit Parkuhren, damit nur Anwoh-
ner einen Parkplatz ergattern kön-
nen und die zurzeit 350000 Auto-
Einpendler sukzessive ausgesperrt
bleiben.Weiterer Autobahnbau er-
höht natürlich Autoverkehr. Was
für eine Schizophrenie!

Jetzt soll der verkehrsfreudige
Minister Scheuer auch noch das
Sagen für den Bau von Autobah-
nen bekommen! Was soll diese
Politik? Interessierte Bürger/in-
nen wollen den ÖPNV für nach-
haltige Verkehrsmobilität ausbau-
en. Welche Gesellschaft kann sich
zwei konkurrierende, umfassen-
de Verkehrsnetze leisten? Wie soll
das eine Stadt lebenswert gestal-
ten? Eine Stadtregierung – vor al-
lem unter Einfluss von Grün-Po-
litikern – müsste diesem Ver-
kehrsgewürge schnellstens Ein-
halt gebieten. Nur mit Zustim-
mung der Kommune lassen sich
in einer Großstadt solche Auto-
bahnprojekte durchsetzen. Es
wird Zeit, dass Grün auf den Plan
tritt. Wweg mit Straßenbauten
und stattdessen in den ÖPNV in-
vestieren. Frankfurt gestaltet sich
sonst zu einem zweiten Dannen-
röder Forst. Oskar Voigt, Frankfurt

Verkehr zu Fuß, per Rad und mit dem Auto – wie kriegen wir die
Verkehrswende hin? MICHAEL SCHICK,

Colvin tat den
ersten Schritt
Kolumne: „Nur Mut!“,
FR-Meinung vom 21. Dezember

Liebes FR-Team, in Ihrer Kolum-
ne schrieben Sie, dass Rosa
Parks sich gegen die Diskrimi-
nierung in den USA einsetzte.
Ich bin 11 Jahre alt und informie-
re mich öfters über dieses The-
ma, weswegen ich Ihren Artikel
sehr gelungen fand. Allerdings
bin ich bei dem Satz: „Es war so
unglaublich, dass diese Frau -
diese eine Frau - den Mut hatte
...“ aufmerksam geworden.
Denn am 2. März 1955 tat eine
Jugendliche namens Claudette
Colvin (damals 15 Jahre alt) ge-
nau dasselbe: Sie machte ihren
Sitzplatz nicht für eine weiße
Frau frei. Sie und Rosa Parks wa-
ren damals, trotz ihres unter-
schiedlichen Alters, sogar in der-
selben Jugendgruppe. Rosa Parks
folgte Claudettes Beispiel und
wurde zur Symbolfigur des
„Busboykotts von Montgomery“.
Niemand weiß genau, wieso
ausgerechnet Parks und nicht
Colvin zur Symbolfigur erkoren
wurde! Vielleicht lag es daran,
dass das Gesicht einer rebelli-
schen Jugendlichen bei so einem
wichtigen Protest eher schädlich
als hilfreich gewesen wäre. Auf
jeden Fall tat sie den ersten
Schritt gegen die Diskriminie-
rung in den Vereinigten Staaten.

Mia-Luise Seifert, Mörfelden-Walldorf

Immunität oder nicht, das ist hier die Frage
Zu: „Impfstoffe fair verteilen“, FR-Politik vom 21. Dezember

Zuerst die, die für den
Impfstoff mitgezahlt haben!

Oliver Müller von der Caritas
fordert eine faire Verteilung des
Impfstoffes, da die Forschung
mit „öffentlichen Geldern“ fi-
nanziert worden sei. Das fordere
ich auch, aber was versteht er
unter dem Begriff? Werden die-
se Gelder in Rinnsteinen gefun-
den. Wachsen sie an Straßen-
rändern wie Schlehen oder Ha-
gebutten und werden eingesam-
melt? Nein, es sind meine be-
zahlten Steuern, die in diesem
Falle mal für einen vernünftigen
Zweck verwendet wurden. Und
genau deshalb erwarte ich, dass
ich nach gerechten Regeln –
festgelegt durch die Impfkom-
mission - zu den Ersten gehöre,
die dann geimpft werden. Und
dabei habe ich kein schlechtes
Gewissen und lasse mich auch
nicht als Egoisten niederma-
chen, schließlich habe ich (mit-)
bezahlt.

Leute wie Herr Müller und/
oder mit ähnlichem Duktus kön-
nen ja gerne auf die Impfung ver-

zichten und diese nach Afrika
schicken, aber bitte nicht für an-
dere Menschen denken wollen
und Vorschriften erlassen!

Alfred Bein, Neu-Isenburg

Wurde der Personalaufwand
ausreichend berücksichtigt?

Anfang 2020 waren es vereinzelte
Fälle einer neuartigen Virusin-
fektion, die Besorgnis erregten.
Aktuell sind es „Einzelfälle“ (?)
von Neuinfektionen von zuvor als
genesen geltenden Personen, die
besorgt machen. Bereits drei Mo-
nate nach überstandener Infekti-
on mit Sars-CoV-2 hat sich ein
Patient in Israel erneut infiziert
und ist gestorben. Bereits im Ok-
tober lagen Studien vor, die auf
die möglichen Neuinfektionen
hinweisen. Bei einigen Proban-
den waren bereits wenige Wo-
chen nach einer durchgemachten
Infektion keine Antikörper – und
somit keine Immunität – mehr
nachweisbar.

Nun soll eine Impfung dassel-
be bewirken wie eine durchge-
machte Infektion: Immunität.

Daher fragt sich Professorin Galia
Rahav, Leiterin der Abteilung für
Infektionskrankheiten im Schi-
ba-Krankenhaus, m.E. zu Recht:
„Wenn ein Mensch sich mehr-
mals infizieren kann, während
das Coronavirus sich verändert,
welche Bedeutung hat dann der
Impfstoff?“

Darüber hinaus frage ich
mich, ob der für eine Massen-
impfung erforderliche Zeit- und
Personalaufwand bislang ausrei-
chend Berücksichtigung gefun-
den hat. In Anbetracht der völli-
gen Neuartigkeit des Impfstoffes
dürfte vor jeder ersten Verabrei-
chung ein ärztliches Aufklä-
rungsgespräch von mindestens 15
Minuten erforderlich sein, für die
erste und zweite Impfung zusam-
men mindestens weitere zehn
Minuten. Wenn man also z.B.
60000 Menschen innerhalb eines
Jahres impfen wollte, bräuchte
man dafür rund 25000 Stunden
bzw. mindestens 14 Vollzeit-Arzt-
stellen plus eine Vielzahl weiterer
Arbeitsstellen, um innerhalb die-
ses Jahres nicht einmal ein Zehn-
tel der Einwohner der Stadt

Frankfurt zu impfen, vorausge-
setzt, dass keine Komplikationen
auftreten.Rainer Stockmann, Dreieich

Irrsinnige Verschwendung
von Hirnschmalz

Am 27.12. startete in Nordrhein-
Westfalen die Impfung gegen das
Coronavirus. Weil zunächst wenig
Stoff zur Verfügung steht, mussten
Landräte und Oberbürgermeister
entscheiden, wer zuerst dran-
kommt. Hinter dieser Meldung
verbirgt sich ein wenig beachteter
Skandal: Weil die verschiedenen
NRW-Landesregierungen ein Lan-
desgesundheitsamt für überflüssig
hielten und diese Strukturen
durch rigorose Sparmaßnahmen
zerstört haben, muss jetzt jeweils
vor Ort diese Arbeit gemacht wer-
den. Mitten in der Corona-Krise
müssen 54 Gesundheitsämter für
ihre 54 Hauptverwaltungsbeamten
die genau gleichen Überlegungen
anstellen, welche Reihenfolge die
richtige ist. Eine irrsinnige Ver-
schwendung von Personalresour-
cen, die im Moment völlig über-
lastet sind. Hubert Plum, Aachen


